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ÜBERSICHT MÖGLICHER THEMEN

Heimkosten (Schwerpunktthema)Heimkosten (Schwerpunktthema)Heimkosten (Schwerpunktthema)Heimkosten (Schwerpunktthema)

Weitere Themen in alphabetischer Reihenfolge: Weitere Themen in alphabetischer Reihenfolge: Weitere Themen in alphabetischer Reihenfolge: Weitere Themen in alphabetischer Reihenfolge: 

� Angehörige: Rechte und Pflichten

� Ambulante bzw. teilstationäre Pflege

� Betreuungsverfügung , Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht 

� Betreuungen 

� Eingliederungshilfe: Leistungen von Sozial- und Jugendamt   

� Haftung für Pflege- und sonstige Fehler

� Heimrecht: Heimvertrag, Wohn- und Teilhabegesetz

� Rehabilitation – eine Übersicht

� Rechtsfragen zu Sterbebegleitung und Hospiz

� Zwangsfixierungen, Zwangsmedikation
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GLIEDERUNG

1.1.1.1. Zur Zulässigkeit von Rechtsberatung Zur Zulässigkeit von Rechtsberatung Zur Zulässigkeit von Rechtsberatung Zur Zulässigkeit von Rechtsberatung 

2.2.2.2. Die Existenzsicherung im Allgemeinen Die Existenzsicherung im Allgemeinen Die Existenzsicherung im Allgemeinen Die Existenzsicherung im Allgemeinen 

3.3.3.3. Die gesetzliche Pflegeversicherung Die gesetzliche Pflegeversicherung Die gesetzliche Pflegeversicherung Die gesetzliche Pflegeversicherung 

4.4.4.4. Das PflegewohngeldDas PflegewohngeldDas PflegewohngeldDas Pflegewohngeld4.4.4.4. Das PflegewohngeldDas PflegewohngeldDas PflegewohngeldDas Pflegewohngeld

5.5.5.5. Die Grundsicherung im Alter und bei ErwerbsminderungDie Grundsicherung im Alter und bei ErwerbsminderungDie Grundsicherung im Alter und bei ErwerbsminderungDie Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

6.6.6.6. Die Hilfe zur Pflege Die Hilfe zur Pflege Die Hilfe zur Pflege Die Hilfe zur Pflege 

7.7.7.7. Der Einsatz eigenen Einkommens und VermögensDer Einsatz eigenen Einkommens und VermögensDer Einsatz eigenen Einkommens und VermögensDer Einsatz eigenen Einkommens und Vermögens

8.8.8.8. Der Ehegattenunterhalt Der Ehegattenunterhalt Der Ehegattenunterhalt Der Ehegattenunterhalt 
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GRUNDSATZ: KEINE EINZELFALLPRÜFUNG

§ 2 Rechtsdienstleistungsgesetz

Rechtsdienstleistung ist jede 
Tätigkeit in konkreten fremden 
Angelegenheiten, sobald sie eine 

Grundsatz:Grundsatz:Grundsatz:Grundsatz:

Die Mitarbeiterinnen 
des Sozialdienstes 
beraten lediglich 
allgemein, prüfen Angelegenheiten, sobald sie eine 

rechtliche Prüfung des Einzelfalls 
erfordert.

allgemein, prüfen 
den Einzelfall nicht 
und erteilen 
insoweit auch keine 
einzelfallbezogene 
Rechtsberatung.



AUSNAHME: NEBENLEISTUNG

§ 5 RDG
Erlaubt sind 
Rechtsdienstleistungen im im im im 
Zusammenhang mit einer Zusammenhang mit einer Zusammenhang mit einer Zusammenhang mit einer 
anderen Tätigkeit, wenn sie als anderen Tätigkeit, wenn sie als anderen Tätigkeit, wenn sie als anderen Tätigkeit, wenn sie als 
Nebenleistung zum BerufsNebenleistung zum BerufsNebenleistung zum BerufsNebenleistung zum Berufs---- oder oder oder oder 
Tätigkeitsbild gehören. Tätigkeitsbild gehören. Tätigkeitsbild gehören. Tätigkeitsbild gehören. 

Ausnahme:Ausnahme:Ausnahme:Ausnahme:
Es gehört zum Berufs- und 
Kompetenzprofil einer 
Sozialarbeiterin, im Einzelfall 
über die Möglichkeit der
� Inanspruchnahme von Inanspruchnahme von Inanspruchnahme von Inanspruchnahme von Tätigkeitsbild gehören. Tätigkeitsbild gehören. Tätigkeitsbild gehören. Tätigkeitsbild gehören. 

Ob eine Nebenleistung vorliegt, 
ist nach ihrem Inhalt, Umfang und 
sachlichen Zusammenhang mit 
der Haupttätigkeit unter 
Berücksichtigung der 
Rechtskenntnisse zu beurteilen, 
die für die Haupttätigkeit 
erforderlich sind.

� Inanspruchnahme von Inanspruchnahme von Inanspruchnahme von Inanspruchnahme von 
Fördermitteln Fördermitteln Fördermitteln Fördermitteln 
(Pflegeversicherung, 
Pflegewohngeld, Sozialhilfe) 
zu beraten und den

� VerfahrensablaufVerfahrensablaufVerfahrensablaufVerfahrensablauf zu 
schildern. 

Insoweit ist Rechtsberatung Insoweit ist Rechtsberatung Insoweit ist Rechtsberatung Insoweit ist Rechtsberatung 
zulässig.zulässig.zulässig.zulässig.



EXISTENZSICHERUNG IM ALLGEMEINENEXISTENZSICHERUNG IM ALLGEMEINEN
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Private Sicherung Staatliche 

Leistungen

Leistungen der 

Sozialversicherungen

Eigene Sicherung

• Einkommen

• Vermögen

• Kindergeld

• Elterngeld

• Wohngeld

1. Krankenversicherung

2. Pflegeversicherung

3. Arbeitslosenversicherung

EXISTENZSICHERUNG

• Vermögen • Wohngeld

• BAFÖG

• Unterhaltsvorschuss

• Pflegewohngeld

3. Arbeitslosenversicherung

4. Rentenversicherung

5. UnfallversicherungUnterhaltspflichtige

SGB II

Grundsicherung für Arbeitsuchende

SGB XII

Sozialhilfe

Differenzierung nach

Erwerbsfähigkeit
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Private Sicherung Staatliche 

Leistungen

Leistungen der 

Sozialversicherungen

Eigene Sicherung

• Einkommen

• Vermögen

• Kindergeld

• Elterngeld

• Wohngeld

1. Krankenversicherung

2. Pflegeversicherung

3. Arbeitslosenversicherung

EXISTENZSICHERUNG IN DER ALTENPFLEGE

• Vermögen • Wohngeld

• BAFÖG

• Unterhaltsvorschuss

• Pflegewohngeld

3. Arbeitslosenversicherung

4. Rentenversicherung

5. UnfallversicherungEhegatten

Kinder 
(Elternunterhalt)

SGB II

Grundsicherung für Arbeitsuchende

SGB XII Sozialhilfe

Grundsicherung

Hilfe zur Pflege
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EXISTENZSICHERUNG IN DER ALTENPFLEGE

Fallbeispiel 1

Frau Speck ist 80 Jahre alt. Sie erhält eine Rente von 1200 €
monatlich. 
Auf ihrem Sparbuch hat sie den Betrag von 1.500 € zurückgelegt. 
Sie ist pflegebedürftig nach Stufe I. 
Jetzt wird der Heimaufenthalt erforderlich. Es entstehen die folgenden Jetzt wird der Heimaufenthalt erforderlich. Es entstehen die folgenden 
Kosten:
− Investitionskosten: 20 €, monatlich 600 €
− Pflegesatz: 60 €, monatlich 1800 €
− Unterkunftskosten: 30 €, monatlich 900 €.

Der monatliche Gesamtaufwand beträgt also 3300 €.

Fragen: 
1. Wonach würden Sie Frau Speck im Aufnahmegespräch fragen?
2. Welche Unterstützung kann Frau Speck im ersten Monat der 

Heimunterbringung erwarten?



EXISTENZSICHERUNG IN DER ALTENPFLEGE

Lösung Fallspeispiel 1
Frage 1: Fragen an Frau SpeckFrage 1: Fragen an Frau SpeckFrage 1: Fragen an Frau SpeckFrage 1: Fragen an Frau Speck

Private SicherungPrivate SicherungPrivate SicherungPrivate Sicherung 1. Kein weiteres Einkommen oder Vermögen?
2. Ehepartner?
3. Kinder?

PflegeversicherungPflegeversicherungPflegeversicherungPflegeversicherung 1. Gesetzlich oder privat?
2. Welche Pflegeversicherung?2. Welche Pflegeversicherung?
3. Bescheid über die Pflegestufe aktuell?
4. Anzeichen für einen Betreuungsbedarf?

PflegewohngeldPflegewohngeldPflegewohngeldPflegewohngeld

Sozialhilfe alsSozialhilfe alsSozialhilfe alsSozialhilfe als
Grundsicherung im AlterGrundsicherung im AlterGrundsicherung im AlterGrundsicherung im Alter

1. Wie hoch ist die ortsübliche Vergleichsmiete eines 1-
Zimmer-Appartements?

2. Besteht ein Mehrbedarf aufgrund einer Behinderung?

Sozialhilfe als Sozialhilfe als Sozialhilfe als Sozialhilfe als 
Hilfe zur PflegeHilfe zur PflegeHilfe zur PflegeHilfe zur Pflege

In welchem Ort hat Frau Speck in den letzten 2 Monaten
vor der Aufnahme gewohnt?



EXISTENZSICHERUNG IN DER ALTENPFLEGE

LösungLösungLösungLösung Fallbeispiel 1, Frage 2Fallbeispiel 1, Frage 2Fallbeispiel 1, Frage 2Fallbeispiel 1, Frage 2

Heimkosten gesamt: 3.300 €

1.1.1.1. PflegeversicherungPflegeversicherungPflegeversicherungPflegeversicherung

Vollstationäre Pflege - 1.023 €

2.2.2.2. PflegewohngeldPflegewohngeldPflegewohngeldPflegewohngeld

Investitionskosten - 600 €Investitionskosten - 600 €

3.3.3.3. Eigenes EinkommenEigenes EinkommenEigenes EinkommenEigenes Einkommen

Verbrauch bis auf Taschengeld - 1.100 €

4.4.4.4. Eigenes VermögenEigenes VermögenEigenes VermögenEigenes Vermögen

Freibetragsgrenze (2.600 € nicht erreicht)

5.5.5.5. SozialhilfeSozialhilfeSozialhilfeSozialhilfe in Form der Grundsicherungin Form der Grundsicherungin Form der Grundsicherungin Form der Grundsicherung

Den Grundsicherungsbedarf deckt Frau Speck mit ihrem 
Einkommen selbst.

6.6.6.6. Sozialhilfe in Form der Hilfe zur PflegeSozialhilfe in Form der Hilfe zur PflegeSozialhilfe in Form der Hilfe zur PflegeSozialhilfe in Form der Hilfe zur Pflege

Übernahme der ungedeckten Heimkosten, Restbetrag - 577 €



DIE PFLEGEVERSICHERUNGDIE PFLEGEVERSICHERUNG
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DIE PFLEGEVERSICHERUNG

Gliederung
1.Zur Pflegebedürftigkeit
2.Zur erheblich eingeschränkten Alltagskompetenz
3.Zum Verfahren zur Feststellung der 
Pflegebedürftigkeit
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Pflegebedürftigkeit
4.Leistungen der Pflegeversicherung 2013



Begriff der Pflegebedürftigkeit

§§§§ 14 Abs. 1 SGB XI14 Abs. 1 SGB XI14 Abs. 1 SGB XI14 Abs. 1 SGB XI

Pflegebedürftig sind Personen, diePflegebedürftig sind Personen, diePflegebedürftig sind Personen, diePflegebedürftig sind Personen, die

1.1.1.1. wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen 

Behinderung > Abs. 2Behinderung > Abs. 2Behinderung > Abs. 2Behinderung > Abs. 2

2.2.2.2. für die regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im für die regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im für die regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im für die regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 

Alltag > Abs. 4Alltag > Abs. 4Alltag > Abs. 4Alltag > Abs. 4

3.3.3.3. auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 6 Monateauf Dauer, voraussichtlich für mindestens 6 Monateauf Dauer, voraussichtlich für mindestens 6 Monateauf Dauer, voraussichtlich für mindestens 6 Monate

4.4.4.4. in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe bedürfen. > in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe bedürfen. > in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe bedürfen. > in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe bedürfen. > 

Abs. 3, Abs. 3, Abs. 3, Abs. 3, §§§§ 15 15 15 15 
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Begriff der Pflegebedürftigkeit

§§§§ 14 Abs. 4 SGB XI: Gewöhnliche und regelmäßig 14 Abs. 4 SGB XI: Gewöhnliche und regelmäßig 14 Abs. 4 SGB XI: Gewöhnliche und regelmäßig 14 Abs. 4 SGB XI: Gewöhnliche und regelmäßig 
wiederkehrende Verrichtungenwiederkehrende Verrichtungenwiederkehrende Verrichtungenwiederkehrende Verrichtungen

1.1.1.1. Grundpflege: Grundpflege: Grundpflege: Grundpflege: 
Nr. 1: KörperpflegeNr. 1: KörperpflegeNr. 1: KörperpflegeNr. 1: Körperpflege

Duschen, Baden, ZahnpflegeDuschen, Baden, ZahnpflegeDuschen, Baden, ZahnpflegeDuschen, Baden, Zahnpflege

Nr. 2: ErnährungNr. 2: ErnährungNr. 2: ErnährungNr. 2: ErnährungNr. 2: ErnährungNr. 2: ErnährungNr. 2: ErnährungNr. 2: Ernährung
mundgerechte Zubereitung, Nahrungsaufnahmemundgerechte Zubereitung, Nahrungsaufnahmemundgerechte Zubereitung, Nahrungsaufnahmemundgerechte Zubereitung, Nahrungsaufnahme

Nr. 3: MobilitätNr. 3: MobilitätNr. 3: MobilitätNr. 3: Mobilität
Aufstehen, Zubettgehen, AnAufstehen, Zubettgehen, AnAufstehen, Zubettgehen, AnAufstehen, Zubettgehen, An---- und Auskleidenund Auskleidenund Auskleidenund Auskleiden

2.2.2.2. Hauswirtschaftliche Versorgung:Hauswirtschaftliche Versorgung:Hauswirtschaftliche Versorgung:Hauswirtschaftliche Versorgung:
Nr. 4: Einkaufen, Kochen, Spülen, WohnungsreinigungNr. 4: Einkaufen, Kochen, Spülen, WohnungsreinigungNr. 4: Einkaufen, Kochen, Spülen, WohnungsreinigungNr. 4: Einkaufen, Kochen, Spülen, Wohnungsreinigung

NichtNichtNichtNicht: Behandlungspflege > : Behandlungspflege > : Behandlungspflege > : Behandlungspflege > §§§§ 37 Abs. 1 S. 3 SGB V37 Abs. 1 S. 3 SGB V37 Abs. 1 S. 3 SGB V37 Abs. 1 S. 3 SGB V



Begriff der Pflegebedürftigkeit

Reflexion: Reflexion: Reflexion: Reflexion: 

1.1.1.1. NichtNichtNichtNicht: Behandlungspflege > : Behandlungspflege > : Behandlungspflege > : Behandlungspflege > §§§§ 37 Abs. 1 S. 3 SGB V37 Abs. 1 S. 3 SGB V37 Abs. 1 S. 3 SGB V37 Abs. 1 S. 3 SGB V

2.2.2.2. Nicht:Nicht:Nicht:Nicht: Hilfebedürftigkeit im Sinne notwendiger Hilfebedürftigkeit im Sinne notwendiger Hilfebedürftigkeit im Sinne notwendiger Hilfebedürftigkeit im Sinne notwendiger 
allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, allgemeiner Beaufsichtigung und Begleitung, 
körperbezogener Pflegebedürftigkeitsbegriffkörperbezogener Pflegebedürftigkeitsbegriffkörperbezogener Pflegebedürftigkeitsbegriffkörperbezogener Pflegebedürftigkeitsbegriff

3.3.3.3. NichtNichtNichtNicht: Leistungen : Leistungen : Leistungen : Leistungen bei bei bei bei Einschränkung der Einschränkung der Einschränkung der Einschränkung der 
Alltagskompetenz , Alltagskompetenz , Alltagskompetenz , Alltagskompetenz , §§§§§§§§ 45a,b und 45a,b und 45a,b und 45a,b und §§§§ 123 123 123 123 SGB SGB SGB SGB XIXIXIXI



Stufen der Pflegebedürftigkeit

§§§§ 15 Abs. 1 SGB XI Pflegestufen: 15 Abs. 1 SGB XI Pflegestufen: 15 Abs. 1 SGB XI Pflegestufen: 15 Abs. 1 SGB XI Pflegestufen: 

1.1.1.1. Erheblich pflegebedürftigErheblich pflegebedürftigErheblich pflegebedürftigErheblich pflegebedürftig: : : : 
Grundpflege wenigstens 2 Verrichtungen einmal täglich, Grundpflege wenigstens 2 Verrichtungen einmal täglich, Grundpflege wenigstens 2 Verrichtungen einmal täglich, Grundpflege wenigstens 2 Verrichtungen einmal täglich, 
Hauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der Woche

2.2.2.2. Schwerpflegebedürftig:Schwerpflegebedürftig:Schwerpflegebedürftig:Schwerpflegebedürftig:
Grundpflege dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten,Grundpflege dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten,Grundpflege dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten,Grundpflege dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten,

Hauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der Woche

3.3.3.3. SchwerstpflegebedürftigSchwerstpflegebedürftigSchwerstpflegebedürftigSchwerstpflegebedürftig::::
Grundpflege rund um die Uhr, auch nachts,Grundpflege rund um die Uhr, auch nachts,Grundpflege rund um die Uhr, auch nachts,Grundpflege rund um die Uhr, auch nachts,

Hauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der WocheHauswirtschaftliche Versorgung mehrfach in der Woche



Zeitaufwand bei  Pflegebedürftigkeit

§§§§ 15 Abs. 15 Abs. 15 Abs. 15 Abs. 3 3 3 3 SGB SGB SGB SGB XI: der Zeitaufwand muss betragen: XI: der Zeitaufwand muss betragen: XI: der Zeitaufwand muss betragen: XI: der Zeitaufwand muss betragen: 

1.1.1.1. in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; 
hierbei müssen auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten hierbei müssen auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten hierbei müssen auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten hierbei müssen auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten 
entfallen,entfallen,entfallen,entfallen,

2.2.2.2. in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; 
hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens zwei hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens zwei hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens zwei hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens zwei 
Stunden entfallen,Stunden entfallen,Stunden entfallen,Stunden entfallen,

3.3.3.3. in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; 
hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens vier hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens vier hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens vier hierbei müssen auf die Grundpflege mindestens vier 
Stunden entfallen.Stunden entfallen.Stunden entfallen.Stunden entfallen.
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Alltagskompetenz - Einschränkungen

Die Voraussetzungen sindDie Voraussetzungen sindDie Voraussetzungen sindDie Voraussetzungen sind

1.1.1.1. Hilfebedarf in der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Hilfebedarf in der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Hilfebedarf in der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Hilfebedarf in der Grundpflege und hauswirtschaftlichen 
Versorgung, ohne Rücksicht auf die PflegestufeVersorgung, ohne Rücksicht auf die PflegestufeVersorgung, ohne Rücksicht auf die PflegestufeVersorgung, ohne Rücksicht auf die Pflegestufe

2.2.2.2. demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistige demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistige demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistige demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistige 
Behinderungen oder psychische Erkrankungen Behinderungen oder psychische Erkrankungen Behinderungen oder psychische Erkrankungen Behinderungen oder psychische Erkrankungen 

3.3.3.3. 13 Punkte13 Punkte13 Punkte13 Punkte----Liste von Fähigkeitsstörungen oder Liste von Fähigkeitsstörungen oder Liste von Fähigkeitsstörungen oder Liste von Fähigkeitsstörungen oder 
Schädigungen gem. Schädigungen gem. Schädigungen gem. Schädigungen gem. §§§§ 45a SGB XI45a SGB XI45a SGB XI45a SGB XI

4.4.4.4. Davon in 2 Bereichen dauerhaft und regelmäßig Davon in 2 Bereichen dauerhaft und regelmäßig Davon in 2 Bereichen dauerhaft und regelmäßig Davon in 2 Bereichen dauerhaft und regelmäßig 
beeinträchtigt.beeinträchtigt.beeinträchtigt.beeinträchtigt.

Stock, Einzugsberatung
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Rechtsfolgen der Feststellung 

1. Aufwandsentschädigung für 
Betreuungsleistungen: 100 € bzw. 200 €, wie 
bisher: §§ 45a,b SGB XI

2. Vergütungszuschläge bei stationärer 
Unterbringung, wie bisher: § 87b SGB XIUnterbringung, wie bisher: § 87b SGB XI

3. Höheres Pflegegeld bei selbstbeschafften 
Pflegekräften, § 123 SGB XI

4. Höhere Pflegesachleistung in der ambulanten 
Pflege, § 123 SGB XI

5. Häusliche Betreuung, § 124 SGB XI

Stock, Einzugsberatung
© 2013 Christof Stock 



„Häusliche Betreuung“ 



Das Verwaltungsverfahren

Antrag

Anhörung

BescheidBescheid

Widerspruch

Widerspruchsbescheid

Klage

Widerspruchsfrist!
1 Monat ab Zustellung
Nach ordnungsgemäßer 
Rechtsmittelbelehrung, sonst 1 Jahr

Klagefrist!
1 Monat ab Zustellung
Nach ordnungsgemäßer 
Rechtsmittelbelehrung, sonst 1 Jahr

Stock, Einzugsberatung
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Das Verwaltungsverfahren

Antrag

Anhörung

Bescheid

Besonderheiten des § 17 SGB XI

Pflegebedürftigkeits- und 
Begutachtungsrichtlinien

Besonderheiten des § 18 SGB XI

1. Begutachtung durch den MDK, 
Ärzte und Pflegefachkräfte

2. Verkürzte Bearbeitungsfristen
Bescheid

Widerspruch

Widerspruchsbescheid

Klage

2. Verkürzte Bearbeitungsfristen
a) 1 Woche bei Krankenhaus und 

Reha, Hospiz oder 
Palliativversorgung

b) 2 Wochen bei Pflegezeit
3. Bescheid nach spätestens 5 

Wochen
4. Mitwirkung des Pflegebedürftigen, 

der behandelnden Ärzte, der 
Pflegedienste, der 
Familienangehörigen
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Das Verwaltungsverfahren – Besonderheiten für Heime

Höherstufung der Pflegestufe
§ 87a SGB XI Abs. 2:
1. Aufforderung an den Heimbewohner, einen Verschlimmerungsantrag 

zu stellen.
2. Bei Weigerung: Vorläufige Erhöhung des Pflegesatzes nach 1 Monat 

(Erster Tag des zweiten Monats) möglich.
3. Bei Ablehnung des Antrags droht Verzinsung

Rückstufung der Pflegestufe
§ 87a XI Abs. 4 
1. Bei Rückstufung nach aktivierenden oder rehabilitativen 

Maßnahmen: 1.536 € an das Heim
2. Rückzahlungspflicht, wenn innerhalb von 6 Monaten eine 

Höherstufung erfolgt. 

Antragsberechtigung:
1. Feststellung der Pflegebedürftigkeit und Leistungen: 

Pflegebedürftige
2. Pflegewohngeld: Das Heim ist antragsberechtigt!



Das Gerichtsverfahren

SozialgerichtSozialgerichtSozialgerichtSozialgericht VerwaltungsgerichtVerwaltungsgerichtVerwaltungsgerichtVerwaltungsgericht AmtsAmtsAmtsAmts----/Landgericht/Landgericht/Landgericht/Landgericht

Zuständigkeit �Pflegeversicherungs
recht: Pflegestufe 
und Leistungen der 
Pflegeversicherung

�Sozialhilferecht 
(Grundsicherung; 
Hilfe zur Pflege)

�Pflegewohngeld
�Beamtenrecht:
Leistungen der 
Beihilfe

�Beratungshilfe 
(außergerichtliche 
Vertretung in 
Widerspruchsverfa
hren)

�Private Kranken-
/PflegeversicherunHilfe zur Pflege) /Pflegeversicherun
g

�Betreuungsrecht

Klagefrist:Klagefrist:Klagefrist:Klagefrist: 1 Monat ab Zustellung des Widerspruchsbescheides

Prozesskostenhilfe: das jeweils zuständige Gericht prüft die Bedürftigkeit und die 
Erfolgsaussichten vorab.

Rechtsschutzversicherung: übernimmt je nach Versicherungsumfang die Kosten

Kein Anwaltszwang, aber Vertretung sinnvoll!

Kostenrisiko: Gerichtskosten fallen in diesen Verfahren oft nicht an; Anwaltskosten
sind moderat. Wer verliert, zahlt.
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Leistungen der Pflegeversicherung 

§§§§ 28 Leistungsarten, Grundsätze28 Leistungsarten, Grundsätze28 Leistungsarten, Grundsätze28 Leistungsarten, Grundsätze

(1) Die Pflegeversicherung gewährt folgende Leistungen: (1) Die Pflegeversicherung gewährt folgende Leistungen: (1) Die Pflegeversicherung gewährt folgende Leistungen: (1) Die Pflegeversicherung gewährt folgende Leistungen: 

1.1.1.1. Pflegesachleistung (Pflegesachleistung (Pflegesachleistung (Pflegesachleistung (§§§§ 36),36),36),36),

2.2.2.2. Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen (Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen (Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen (Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen (§§§§ 37),37),37),37),

3.3.3.3. Kombination von Geldleistung und Sachleistung (Kombination von Geldleistung und Sachleistung (Kombination von Geldleistung und Sachleistung (Kombination von Geldleistung und Sachleistung (§§§§ 38),38),38),38),

4.4.4.4. häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson (§§§§ 39),39),39),39),

5.5.5.5. Pflegehilfsmittel und Pflegehilfsmittel und Pflegehilfsmittel und Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbesserndewohnumfeldverbesserndewohnumfeldverbesserndewohnumfeldverbessernde Maßnahmen (Maßnahmen (Maßnahmen (Maßnahmen (§§§§ 40),40),40),40),

6.6.6.6. Tagespflege und Nachtpflege (Tagespflege und Nachtpflege (Tagespflege und Nachtpflege (Tagespflege und Nachtpflege (§§§§ 41),41),41),41),

7.7.7.7. Kurzzeitpflege (Kurzzeitpflege (Kurzzeitpflege (Kurzzeitpflege (§§§§ 42),42),42),42),

8.8.8.8. vollstationäre Pflege (vollstationäre Pflege (vollstationäre Pflege (vollstationäre Pflege (§§§§ 43),43),43),43),

9.9.9.9. Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen (Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen (Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen (Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen (§§§§ 43a),43a),43a),43a),

10.10.10.10. Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen (Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen (Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen (Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen (§§§§ 44),44),44),44),

11.11.11.11. zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit (zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit (zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit (zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit (§§§§ 44a),44a),44a),44a),

12.12.12.12. Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen (Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen (Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen (Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen (§§§§ 45),45),45),45),

13.13.13.13. zusätzliche Betreuungsleistungen (zusätzliche Betreuungsleistungen (zusätzliche Betreuungsleistungen (zusätzliche Betreuungsleistungen (§§§§ 45b),45b),45b),45b),

14.14.14.14. Leistungen des Persönlichen Budgets nach Leistungen des Persönlichen Budgets nach Leistungen des Persönlichen Budgets nach Leistungen des Persönlichen Budgets nach §§§§ 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches,17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches,17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches,17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches,

15.15.15.15. zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen (zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen (zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen (zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen (§§§§ 38a).38a).38a).38a).
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Pflegesachleistungen: §§ 36, 123 SGB XI



Pflegegeld: §§ 37, 123 SGB XI



Vollstationäre Pflege: § 43 SGB XI



Vollstationäre Pflege: Härtefall des § 43 Abs. 3 SGB XI?

Auszug aus der Härtefallrichtlinie (HR)Auszug aus der Härtefallrichtlinie (HR)Auszug aus der Härtefallrichtlinie (HR)Auszug aus der Härtefallrichtlinie (HR)

5. Anerkennung des Härtefalles bei Pflegebedürftigen in vollstationären 
Pflegeeinrichtungen

Voraussetzung für die Anerkennung eines Härtefalles ist, dass stationär 
versorgte Schwerstpflegebedürftige mit außergewöhnlich hohem Schwerstpflegebedürftige mit außergewöhnlich hohem Schwerstpflegebedürftige mit außergewöhnlich hohem Schwerstpflegebedürftige mit außergewöhnlich hohem 
Pflegeaufwand Pflegeaufwand Pflegeaufwand Pflegeaufwand (Ziffer 4) zur Deckung ihres Pflegebedarfs zusätzliche Kosten 
aufbringen müssen. Das kann der Fall sein, wenn sich die vollstationäre aufbringen müssen. Das kann der Fall sein, wenn sich die vollstationäre 
Pflegeeinrichtung konzeptionell Pflegeeinrichtung konzeptionell Pflegeeinrichtung konzeptionell Pflegeeinrichtung konzeptionell auf einen Personenkreis mit außergewöhnlich 
hohem Pflegeaufwand spezialisiert hat (z.B. auf Wachkomapatienten) und 
einen Pflegesatz der Pflegeklasse III berechnet, der den verbundenen 
personellen Mehraufwand von vornherein einkalkuliert und deutlich über den 
Pflegesätzen der Pflegeklasse III liegt, die in nicht spezialisierten 
vollstationären Pflegeeinrichtungen erhoben werden. Dies gilt auch für 
vollstationäre Pflegeeinrichtungen, die eine wirtschaftlich getrennt geführte, wirtschaftlich getrennt geführte, wirtschaftlich getrennt geführte, wirtschaftlich getrennt geführte, 
selbstständige Abteilung für Schwerstpflegebedürftige selbstständige Abteilung für Schwerstpflegebedürftige selbstständige Abteilung für Schwerstpflegebedürftige selbstständige Abteilung für Schwerstpflegebedürftige mit außergewöhnlich 
hohem Pflegeaufwand und eigenständigem Pflegesatz eingerichtet haben, der 
über dem außerhalb dieser Abteilung berechneten Satz der Pflegestufe III liegt.



DAS PFLEGEWOHNGELDDAS PFLEGEWOHNGELD
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FALLBEISPIEL 2

Fallbeispiel 2
Herr Henk lebte bisher in einer Mietwohnung in Koblenz. Die 
Pflegekasse hat die Pflegestufe II festgestellt und die vollstationäre 
Pflege für notwendig erachtet. Eine Beeinträchtigung von 
Alltagskompetenzen wurde verneint. Da die Tochter in Herzogenrath 
wohnt, sucht Herr Henk ein Pflegeheim in der Städteregion Aachen. 
Das bevorzugte Heim berechnet die folgenden Kosten:Das bevorzugte Heim berechnet die folgenden Kosten:
− Investitionskosten: 20 €, monatlich 600 €
− Pflegesatz: 80 €, monatlich 2400 €
− Unterkunftskosten: 30 €, monatlich 900 €.
Der monatliche Gesamtaufwand beträgt also 3900 €.
Als ehemaliger Angestellter verfügt über kein Vermögen, aber über eine 
Pension in Höhe von 2.000 €.

Frage: Welche Unterstützung kann Herr Henk bei der Unterbringung in 
dieses Heim erwarten?

4 – Pflegewohngeld, Folie 35 von 42  
Stock, Einzugsberatung
© 2013 Christof Stock 



Pflegewohngeld – Grundsätzliches 1

Antragsberechtigung 
(formal)

1. Das Heim § 12 Abs. 3 S. 1 LPflG

2. Der Bewohner § 6 Abs. 2 PflFEinrVO

Antragsberechtigung 
(örtlich)

1. Vor Heimeintritt in NRW wohnende 
Bewohner

2. Verwandte 1./2. Grades im Kreis oder 
kreisfreien Stadt

§ 12 Abs. 6 S. 1 und S. 
2 LPflG

Zuständiger
Sozialhilfeträger

1. Überörtlicher Träger der 
Kriegsopferfürsorge

2. Örtlicher Sozialhilfeträger des letzten 
Wohnsitzes der letzten 2 Monate

3. Örtlicher Sozialhilfeträger des 
tatsächlichen Aufenthaltes

§ 6 Abs. 1 PflFEinrVO

Pflegewohngeld Anerkennungsfähige betriebsnotwendige 
Investitionskosten

§ 12 Abs. 4 LPflG; § 5 
Abs. 1 PflFEinrVO
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Antragsberechtigung Antragsberechtigung Antragsberechtigung Antragsberechtigung 
(inhaltlich)(inhaltlich)(inhaltlich)(inhaltlich)

1. Heimbewohner hat mindestens die 
Pflegestufe 1 oder

2. erhält Sozialhilfe gem. SGB XII oder 
3. Kriegsopferfürsorge

§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
PflFEinrVO

Bedürftigkeit Bedürftigkeit Bedürftigkeit Bedürftigkeit ––––
UnterhaltspflichtigeUnterhaltspflichtigeUnterhaltspflichtigeUnterhaltspflichtige
KinderKinderKinderKinder

Die Unterhaltspflicht von Kindern spielt 
keine Rolle!

§ 12 Abs. 3 letzter Satz 
LPflG schließt die 
Anwendung von §§ 93 
ff. SGB XII aus.

Bedürftigkeit Bedürftigkeit Bedürftigkeit Bedürftigkeit ----
VermögenVermögenVermögenVermögen

1. Vermögensfreibetrag: 10.000 €.
2. Bei Eheleuten wird der Betrag als 

Ganzes gesehen und pro Kopf verteilt.

§ 12 Abs. 3 S. 5 LPflG

Ganzes gesehen und pro Kopf verteilt.

BedürftigkeitBedürftigkeitBedürftigkeitBedürftigkeit ----
EinkommenEinkommenEinkommenEinkommen

1. Es gelten die 
Einkommensbestimmungen des SGB XII

2. Zusätzlich abgezogen werden:
a. Taschengeld
b. Hotelkosten
c. Nicht von der PflV abgedeckte 

Pflegekosten
d. ggf. weitere 50 € Selbstbehalt

3. Beamte erhalten seit 01.01.2013 keine 
Zuschüsse zu den Investitionskosten 
mehr. Also: keine Besonderheiten

§ 5 Abs. 2 PflFEinrVO;
Zu 3: § 5 c Abs. 2 S. 1 
BVO NRW



Pflegewohngeld - Bedürftigkeitsprüfung

Anrechenbares EinkommenAnrechenbares EinkommenAnrechenbares EinkommenAnrechenbares Einkommen §§§§ 4 Abs. 2 4 Abs. 2 4 Abs. 2 4 Abs. 2 PflFEinrVOPflFEinrVOPflFEinrVOPflFEinrVO

Abzgl. Barbetrag (Taschengeld) § 5 Abs. 2 a) PflFEinrVO
iVm §§§§ 27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII

Abzgl. Kosten der Unterkunft und Verpflegung § 5 Abs. 2 b) PflFEinrVO

Abzgl. Von der Pflegekasse nicht abgedeckte 
Pflegekosten

§ 5 Abs. 2 c) PflFEinrVO

Abzgl. Weiterer Selbstbehalt § 5 Abs. 2 d) PflFEinrVO

Summe AbzugsbeträgeSumme AbzugsbeträgeSumme AbzugsbeträgeSumme Abzugsbeträge

Einkommensüberhang / Verbleibender Betrag § 5 Abs. 2 S. 2 PflFEinrVO
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Pflegewohngeld – Lösung Fallbeispiel 2

Fallbeispiel Henk

Anrechenbares EinkommenAnrechenbares EinkommenAnrechenbares EinkommenAnrechenbares Einkommen §§§§ 4 Abs. 2 4 Abs. 2 4 Abs. 2 4 Abs. 2 PflFEinrVOPflFEinrVOPflFEinrVOPflFEinrVO 2.000,00 2.000,00 2.000,00 2.000,00 €€€€

Abzgl. Barbetrag (Taschengeld) § 5 Abs. 2 a) PflFEinrVO
iVm §§§§ 27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII

- 103,14 €

Abzgl. Kosten der Unterkunft und 
Verpflegung

§ 5 Abs. 2 b) PflFEinrVO - 900 €

Abzgl. Von der Pflegekasse nicht § 5 Abs. 2 c) PflFEinrVO - 1.121 €Abzgl. Von der Pflegekasse nicht 
abgedeckte Pflegekosten

§ 5 Abs. 2 c) PflFEinrVO - 1.121 €

Abzgl. Weiterer Selbstbehalt 50 € § 5 Abs. 2 d) PflFEinrVO 0 €

Summe AbzugsbeträgeSumme AbzugsbeträgeSumme AbzugsbeträgeSumme Abzugsbeträge 2. 124,14 2. 124,14 2. 124,14 2. 124,14 €€€€

Einkommensüberhang / Verbleibender
Betrag

§ 5 Abs. 2 S. 2 PflFEinrVO 0,00 0,00 0,00 0,00 €€€€

Im Beispielsfall erhält Herr Henk das Pflegewohngeld in voller Höhe, weil die 
Abzugsbeträge höher sind als sein Einkommen. Der weitere Selbstbehalt von 50 €
spielt hier keine Rolle,  weil schon die Abzugsbeträge  höher als das Einkommen ist.
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FALLBEISPIEL 3

Fallbeispiel 3
Bei Herrn Meerbusch hat die Pflegekasse die Pflegestufe III festgestellt 
und die vollstationäre Pflege für notwendig erachtet. Eine 
Beeinträchtigung von Alltagskompetenzen wurde verneint. Das Heim 
berechnet die folgenden Kosten:
− Investitionskosten: 20 €, monatlich 600 €
− Pflegesatz: 63 €, monatlich 1900 €− Pflegesatz: 63 €, monatlich 1900 €
− Unterkunftskosten: 22 €, monatlich 670 €.
Der monatliche Gesamtaufwand beträgt also 3170 €.
Als ehemals angestellter Lehrer verfügt Herr Meerbusch über ein 
Vermögen von 8.000 € und über eine Pension in Höhe von 1.700 €. 

Fallvariante: Herr Meerbusch ist als Beamter beihilfeberechtigt.

Frage: Welche Unterstützung kann Herr Meerbusch bei der 
Unterbringung in dieses Heim erwarten?
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Pflegewohngeld – Lösung Fallbeispiel 3

Fall 3 Meerbusch

Anrechenbares EinkommenAnrechenbares EinkommenAnrechenbares EinkommenAnrechenbares Einkommen §§§§ 4 Abs. 2 4 Abs. 2 4 Abs. 2 4 Abs. 2 PflFEinrVOPflFEinrVOPflFEinrVOPflFEinrVO 1.700,00 1.700,00 1.700,00 1.700,00 €€€€

Abzgl. Barbetrag (Taschengeld) § 5 Abs. 2 a) PflFEinrVO
iVm §§§§ 27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII27 b 2 SGB XII

- 103,14 €

Abzgl. Kosten der Unterkunft und 
Verpflegung

§ 5 Abs. 2 b) PflFEinrVO - 670,00€

Abzgl. Von der Pflegekasse nicht § 5 Abs. 2 c) PflFEinrVO - 350,00 €Abzgl. Von der Pflegekasse nicht 
abgedeckte Pflegekosten

§ 5 Abs. 2 c) PflFEinrVO - 350,00 €

Abzgl. Weiterer Selbstbehalt § 5 Abs. 2 d) PflFEinrVO - 50,00 €

Summe AbzugsbeträgeSumme AbzugsbeträgeSumme AbzugsbeträgeSumme Abzugsbeträge 1. 173,14 1. 173,14 1. 173,14 1. 173,14 €€€€

Einkommensüberhang / Verbleibender
Betrag

§ 5 Abs. 2 S. 2 PflFEinrVO 526,86 €

Investitionskosten 600,00 600,00 600,00 600,00 €€€€

Abzgl. Einkommensüberhang - 526,86 €

Pflegewohngeld 73,14 73,14 73,14 73,14 €€€€
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Vielen DankVielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!
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